Sammlung Formulare/Erklärungen - Eignungsleihe
Studierendenwerk Karlsruhe AöR: öff. Ausschreibung von Bauleistungen  
Neubau einer Wohnanlage für Studierende KIT Campus Ost; Gewerk: Metallbauarbeiten
Stand: 13.08.2026


Sammlung Formulare/Erklärungen
Eignungsleihe

Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A

Studierendenwerk Karlsruhe AöR
Neubau einer Wohnanlage für Studierende KIT Campus Ost
Vergabe von Bauleistungen, Gewerk: Metallbauarbeiten
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[bookmark: _Toc201154181]Verpflichtungserklärung in Anlehnung an § 6d EU VOB/A[footnoteRef:2] (EIGNUNGSLEIHE) [2:  Nur einzureichen, wenn der Nachunternehmer zur Eignungsleihe eingesetzt werden soll.] 

Wir
Name des Nachunternehmens eintragen:
	Name des  Nachunternehmens:
	     

	Anschrift (Str., Haus-Nr., PLZ, Ort):
	     
     
     




verpflichten uns gegenüber der 
Name des Bewerbers/Bieters eintragen:

	Name Bewerbers/
Bieter:
	     

	Anschrift (Str., Haus-Nr., PLZ, Ort):
	     
     
     




ihr alle zur ordnungsgemäßen Ausführung der Verpflichtungen aus dem abzuschließenden Vertrag für den Neubau einer Wohnanlage für Studierende KIT Campus Ost, Gewerk Metallbauarbeiten, erforderlichen fachlichen und technischen Mittel, die sie nicht selbst besitzt und die zur Leistungserbringung aber erforderlich sind, zur Verfügung zu stellen, wenn sie den Zuschlag in dem oben genannten Vergabeverfahren erhält. 
Dabei handelt es sich um folgenden Leistungsanteil:


Bitte hier die entsprechenden Leistungsteile eintragen. 
	     
     
     
     
     
     
     




Wir sind präqualifiziert und im Präqualifikationsverzeichnis eingetragen unter der Nummer: 
	
     




Die Angaben in den beigefügten Formblättern und Anlagen machen wir zum Gegenstand unserer verbindlichen Bestätigung.

	     
	     
	     

	Ort
	Datum
	Name des Vertretungsberechtigten 
Rechtsverbindliche Unterschrift (eingescannt einzureichen!) Nachunternehmer[footnoteRef:3] [3:  Wenn an dieser Stelle keine Unterschrift eingescannt ist, muss sich aus anderen beigefügten Unterlagen ergeben, dass sich das Unternehmen rechtsverbindlich an die o.g. Zusagen gehalten fühlt. ] 






[bookmark: _Toc201154182]Erklärung zu Ausschlussgründen nach § 123 GWB
Hiermit erkläre/n ich/wir, dass keine Person, die meinem/unseren Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen eines Straftatbestandes, der im Folgenden aufgezählt ist:
1) § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129 a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129 b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2) § 89 c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89 a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu begehen,
3) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4) § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5) § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6) § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
7) § 108 e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
8) §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335 a StGB (Ausländische und internationale Bedienstete),
9) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr),
10) §§ 232 und 233 StGB (Menschenhandel) oder § 233 a StGB (Förderung des Menschenhandels).

Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Abs. 1 stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.
Uns/mir ist bekannt, dass das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person einem Unternehmen zuzurechnen ist, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.
Darüber hinaus erkläre ich/erklären wir in Bezug auf das Unternehmen, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist.
Außerdem erklären wir, dass keine Eintragungen im Gewerbezentral- oder Landeskorruptionsregister vorliegen.
[bookmark: _Toc201154183]Erklärung zu Ausschlussgründen nach § 124 Abs. 1 GWB
Ich erkläre/Wir erklären in Bezug auf das durch uns vertretene Unternehmen, dass
1) das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge oder Dienstleistungskonzessionen nicht gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, insbesondere nicht gegen die Vorschriften der § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes
2) das Unternehmen nicht zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens kein Insolvenzverfahren oder kein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens nicht mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3) das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nicht eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird,
4) das Unternehmen keine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5) kein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber / Konzessionsgeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte,
6) das Unternehmen nicht bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war,
7) das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags nicht erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8) das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien keine schwerwiegende Täuschung begangen und Auskünfte nicht zurückhält und in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, 
9) das Unternehmen
a) nicht versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers/Konzessionsgebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) nicht versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) nicht fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers/Konzessionsgebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.




1. [bookmark: _Toc194668045][bookmark: _Toc201154184]Erklärung zu Zahlungsverpflichtungen gegenüber Berufsgenossenschaft 
Sofern der Nachunternehmer nicht in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. eingetragen ist:


Bitte ausfüllen/angeben:
[bookmark: Kontrollkästchen3]|_|	Hiermit erkläre/n ich/wir in Bezug auf das durch uns vertretene Unternehmen, dass die Zahlungsverpflichtungen gegenüber Berufsgenossenschaft regelmäßig erfüllt wurden.
Sofern das Angebot in die engere Wahl kommt, wird eine Unbedenklichkeitsbescheinigung / ein Nachweis über die Mitgliedschaft in der Berufsgenossenschaft (gültig bzw. nicht älter als 6 Monate seit Veröffentlichung der Bekanntmachung im EU-Amtsblatt) auf Anforderung der Vergabestelle vorgelegt.

2. [bookmark: _Toc201154185]Erklärung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung
Sofern der Nachunternehmer nicht in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. eingetragen ist:

Bitte ausfüllen/angeben:
|_|	Hiermit erkläre/n ich/wir in Bezug auf das durch uns vertretene Unternehmen, dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht der Beitragszahlung unterfallen, regelmäßig erfüllt wurde.
Sofern das Angebot in die engere Wahl kommt, wird eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, sowie eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts bzw. eine Bescheinigung in Steuersachen (gültig bzw. nicht älter als 6 Monate seit Veröffentlichung der Bekanntmachung im EU-Amtsblatt) auf Anforderung der Vergabestelle vorgelegt.




[bookmark: _Toc201154186]Erklärung zur Eintragung in Berufs- bzw. Handelsregister 
Sofern der Nachunternehmer nicht in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. eingetragen ist:

Bitte zutreffendes ankreuzen:
|_|	Wir bestätigen, dass wir in das für uns zuständige Berufs- bzw. Handelsregister eingetragen sind.

[bookmark: Kontrollkästchen4]|_|	Für uns besteht keine Eintragungspflicht.



[bookmark: _Toc201154187][bookmark: _Toc515090124]Erklärung über den Gesamtumsatz

Zwingend anzugeben, auch wenn Eintragung in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. vorliegt!
Wir haben folgende Gesamtumsätze in den letzten drei abgeschlossenen Kalenderjahren (2023, 2024, 2025) erzielt:
Bitte ausfüllen:
	Jahr:
	Umsatz netto in €

	2023
	[bookmark: Text83]     

	2024
	[bookmark: Text85]     

	2025*
	[bookmark: Text87]     



*Sofern der Jahresabschluss noch nicht vorliegt, ist eine Schätzung ausreichend.
Nach gesonderter Aufforderung werden wir eine Bestätigung eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen vorlegen.



[bookmark: _Toc200525200][bookmark: _Toc200525201][bookmark: _Toc200525202][bookmark: _Toc515090126][bookmark: _Toc201154188]Erklärung zur Betriebs/Berufshaftpflichtversicherung

Wir verfügen über eine Haftpflichtversicherung mit den folgenden Mindesthöhen oder höher: 
· für Personenschäden: 2,5 Millionen EUR 
· für Sachschäden: 2,5 Million EUR 
pro Schadensereignis (in Kopie). Die vorstehend genannten Deckungsbeträge müssen pro Versicherungsjahr mindestens zwei Mal zur Verfügung stehen. 
|X|	 Bestätigung/en der Versicherung/en liegen als Anlagen bei! 
Im Falle einer geringeren Deckung:
Wir erklären, dass im Auftragsfall eine Betriebs- / Berufshaftpflichtversicherung mit mindestens den oben genannten Deckungssummen abgeschlossen wird, wobei die Deckungsbeträge pro Versicherungsjahr mindestens zwei Mal zur Verfügung stehen müssen. Falls unsere bisherige Versicherung eine geringere Deckungssumme aufweist, werden wir auf Anforderung eine entsprechende Bestätigung der Versicherung vorlegen, dass eine entsprechende Erhöhung erfolgen kann.




[bookmark: _Toc201154189]Erklärung zur technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit

[bookmark: Kontrollkästchen2]|X|	Wir bestätigen, dass wir über ausreichend ausgebildetes Fachpersonal und die erforderliche technische Ausstattung zur ordnungsgemäßen Ausführung der von uns zu übernehmenden Leistungen verfügen. 
	Entsprechende Nachweise werden wir auf Anforderung einreichen.
Eigenerklärung über mindestens 3 Referenzen der im Wesentlichen in den Jahren 2021 bis Juli 2026 erbrachten und abgeschlossenen vergleichbaren Leistungen.
Vergleichbar sind Metallbauarbeiten (vor allem Rohrrahmentüren und Geländer) in einem ähnlichen oder größeren Umfang gemäß Leistungsbeschreibung. Die Leistungen müssen im technischen oder organisatorischen Bereich einen gleich hohen oder höheren Schwierigkeitsgrad haben.

Maßgeblich ist, ob aus der Referenz entnommen werden kann, dass der Nachunternehmer in der Lage ist, den Auftrag gemäß der Leistungsbeschreibung ordnungsgemäß zu erfüllen. 
Je Referenz ist Gebäudetyp, Ort der Ausführung, Auftraggeber mit Anschrift, Art und Umfang der Bauleistungen, Ausführungsbeginn - und Abschluss sowie Vertragsverhältnis (Hauptauftragnehmer, ARGE-Partner, Nachunternehmer) mitzuteilen. Des Weiteren ist je Referenz der Auftragswert (Euro, netto) der eigenen Leistung mitzuteilen. 


Bitte ausfüllen/angeben:

	Referenz 1
Name des Projekts
	     

	Gebäudetyp
	     

	Vertragsverhältnis (Hauptauftragnehmer, ARGE-Partner, Nachunternehmer)
	     

	Leistungen, die der Bieter im eigenen Betrieb erbracht hat
	     

	Leistungszeitraum Ausführungsbeginn - und Abschluss 
	     

	Auftragswert
	     

	Auftraggeber
	     

	Ansprechpartner 
	     

	Telefonnummer
	     

	E-Mail-Adresse
	     


|_|	Weitere Beschreibung als Anlage liegt bei! [footnoteRef:4] [4:  Bei Bedarf ankreuzen und Anlage beifügen.] 




Bitte ausfüllen/angeben:

	Referenz 2
Name des Projekts
	     

	Gebäudetyp
	     

	Vertragsverhältnis (Hauptauftragnehmer, ARGE-Partner, Nachunternehmer)
	     

	Leistungen, die der Bieter im eigenen Betrieb erbracht hat
	     

	Leistungszeitraum Ausführungsbeginn - und Abschluss 
	     

	Auftragswert
	     

	Auftraggeber
	     

	Ansprechpartner 
	     

	Telefonnummer
	     

	E-Mail-Adresse
	     


|_|	Weitere Beschreibung als Anlage liegt bei! [footnoteRef:5] [5:  Bei Bedarf ankreuzen und Anlage beifügen.] 




Bitte ausfüllen/angeben:

	Referenz 3
Name des Projekts
	     

	Gebäudetyp
	     

	Vertragsverhältnis (Hauptauftragnehmer, ARGE-Partner, Nachunternehmer)
	     

	Leistungen, die der Bieter im eigenen Betrieb erbracht hat
	     

	Leistungszeitraum Ausführungsbeginn - und Abschluss 
	     

	Auftragswert
	     

	Auftraggeber
	     

	Ansprechpartner 
	     

	Telefonnummer
	     

	E-Mail-Adresse
	     


|_|	Weitere Beschreibung als Anlage liegt bei! [footnoteRef:6] [6:  Bei Bedarf ankreuzen und Anlage beifügen.] 

Weitere Referenzen können als Anlage ergänzt werden.



[bookmark: _Toc201154190]Tariftreue-/Mindestlohnerklärung gem. KEV 179.3
Eigenerklärung zur Tariftreue und Mindestentlohnung für Bau- und Dienstleistungen nach den Vorgaben des Tariftreue- und Mindestlohngesetzes für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG)

Ich erkläre/Wir erklären, 
· dass meinen/unseren Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der Ausführung der Leistung, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der jeweils geltenden Fassung erfasst wird, diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts gewährt werden, die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an den mein/unser Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist;
· dass meinen/unseren Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden), die nicht dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der jeweils geltenden Fassung unterfallen oder auf die der Tarifvertrag nach dem AEntG keine Anwendung findet, bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht.
· dass ich mir/wir uns von einem von mir/uns beauftragten Nachunternehmen oder beauftragten Verleihunternehmen eine Verpflichtungserklärung im vorstehenden Sinne ebenso abgeben lasse/lassen wie für alle weiteren Nachunternehmen und Verleihunternehmen der Nachunternehmen und Verleihunternehmen und diese dann dem öffentlichen Auftraggeber vorlege(n);
· dass ich sicherstelle/dass wir sicherstellen, dass die Nachunternehmen und Verleihunternehmen die Verpflichtungen nach den §§ 3 und 4 LTMG erfüllen.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, 
· dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen verpflichtet sind, dem öffentlichen Auftraggeber die Einhaltung der Verpflichtung aus dieser Erklärung auf dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen,
· dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen vollständige und prüffähige Unterlagen im vorstehenden Sinne über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten haben,
· dass zur Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Erklärung zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und meinem/unserem Unternehmen eine Vertragsstrafe für jeden schuldhaften Verstoß vereinbart wird, 
· dass bei einem nachweislich schuldhaften Verstoß meines/unseres Unternehmens sowie der von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen gegen die Verpflichtungen aus dieser Erklärung
· den Ausschluss meines/unseres Unternehmens oder die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen von diesem Vergabeverfahren zur Folge hat,
· mein/unser Unternehmen oder die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen vom öffentlichen Auftraggeber für die Dauer von bis zu drei Jahren von Vergaben des öffentlichen Auftraggebers ausgeschlossen werden kann/können,
· der öffentliche Auftraggeber nach Vertragsschluss zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund berechtigt ist und dass ich/wir dem öffentlichen Auftraggeber den durch die Kündigung entstandenen Schaden zu ersetzen habe/haben,
· der öffentliche Auftraggeber die nach dem AEntG für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen Behörden der Zollverwaltung informiert.


24

